An die
Gemeinde St. Margarethen
Schulgasse 73
5581 St. Margarethen

Ansuchen um Baubewilligung

Vereinfachtes Bewilligungsverfahren gem. § 10 Abs. 1 BauPolG

(Zutreffendes bitte ankreuzen, bzw. Nichtzutreffendes streichen)

	Name des Antragstellers 

(Vor- und Zuname)

Anschrift, Tel. Nr.

	     

	Beschreibung der baulichen Maßnahme:


	Bezeichnung des Bauvorhabens gem.§ 2BauPolG

  Neubau

  Zu- oder Aufbau

  Umbau

  Nebenanlagen (zB Garagen, Gartenhütten, etc.)

  Änderung der Art des Verwendungszweckes

  Einfriedung gegen öffentliche Verkehrsfläche

  Sonstiges

	Ausführungsort der baulichen Maßnahme/Baustelle:

Grundstück Nr., Katastralgemeinde


	GN:       

	
	KG:       

	Grundeigentümer

(Vor- und Zuname, Anschrift)


	     

	Ansuchen um eine Ausnahme von baurechtlichen Vorschriften (z.B. Raumhöhe, Belichtung etc.)

	  Beschreibung des Ausnahmeansuchens wie folgt:

     

	
	 Ausnahmeansuchen liegt bei

	Zustimmungserklärung der Nachbarn und der Eigentümer der Hauptversorgungs-einrichtungen gem. § 7 Abs. 9 BauPolG liegt bei (hiezu ist ausschließlich das Formular Z 2 gem. LGBl. 56/2002 heranzuziehen)


	  für alle Nachbarn

  für alle Eigentümer der
Hauptversorgungseinrichtungen

  liegt nicht vor

	Bauplatzerklärung
	  bestehend mit Bescheid

vom:       
Zahl:       
  bereits anhängig (Ansuchen vom      )

  wird als selbständiger Verwaltungsakt beantragt
(Antrag liegt bei)

  wird gemeinsam mit der Baubewilligung
beantragt(Antrag liegt bei)

	Verzeichnis der als Parteien in Betracht kommenden Rechtsträger liegt bei


	  ja
  nein

	Bauführer (sofern bereits bekannt)


	     

	Verfasser der Unterlagen 

(Vor- und Zuname, Anschrift)


	     

	Unterfertigung des Bauansuchens durch den Bewilligungswerber und den Verfasser der Unterlagen, der gegenüber der Baubehörde für die Richtigkeit der Unterlagen haftet. Der Verfasser der Unterlagen bestätigt gleichzeitig, über die gesetzlich erforderliche Planungsbefugnis zu verfügen. Gleichzeitig wird durch den Bewilligungswerber bestätigt, dass es sich bei dem Vorhaben nicht um die Errichtung eines Zweitwohnungsvorhabens gem. ROG 2009 handelt.

     
Ort, Datum




Unterschrift des Bewilligungswerbers

     
Ort, Datum




Unterschrift/Stempel des Verfassers der Unterlagen



Erforderliche Beilagen zum Ansuchen:

1-fach

1. Amtlich beglaubigter Grundbuchsauszug oder Amtsbestätigung, woraus die Eigentümer des Grundstückes ersehen werden können (darf nicht älter als 3 Monate sein).
2. Ein vollständiges Verzeichnis der gem. § 7 BauPolG als Parteien in Betracht kommenden Rechtsträger, unter Angabe der Parzellennummer sowie der Namen und Anschriften der Eigentümer der Grundstücke. Die Übereinstimmung des Verzeichnisses mit dem Grundbuchsstand ist vom Bewilligungswerber durch eine ausdrückliche Erklärung zu bestätigen.

3. Abschrift der Bauplatzerklärung mit Lageplan.

4. Soweit eine Zustimmung der Parteien zu einer bewilligungspflichtigen Maßnahme gem. § 7  Abs. 9 BauPolG vorliegt, hat der Bewilligungswerber dies im Ansuchen bekanntzugeben und das nach § 7 Abs. 9 letzter Satz BauPolG festgelegte Formular Z 2 (LGBl. 56/2002) anzuschließen.

5. Ggf. weitere Unterlagen, in Zusammenhang mit der baulichen Maßnahme, aufgrund anderer Rechtsvorschriften, erforderliche behördliche Bewilligungen (z.B., nach naturschutz- und wasserrechtlichen Bestimmungen) gem. § 4 Abs. 3 BauPolG bzw. die Bestätigung, dass die in Betracht kommenden Verfahren anhängig gemacht worden sind.

6. Ggf. weitere Unterlagen gem. § 5 Abs. 6 und 7 BauPolG, lt. Vorschreibung durch die Baubehörde.

Baupläne – 3-fach
a) Lageplan im M 1: 500, auf Grundlage eines Geometerplanes und der Bauplatzerklärung (Lage des Baues im Bauplatz, Ausweisung der Nachbargrundstücke einschließlich Bauten, ebenso der öffentlichen Verkehrsflächen in diesem Bereich, Einzeichnung der Stellplätze für die in der Baubeschreibung errechnete Anzahl der PKW-Abstellplätze).

b) Zusätzliche Eintragungen: Nordrichtung, auf dem Bauplatz bestehende Bauten, alle hierauf bestehenden Hauptversorgungseinrichtungen (Energie, Wasser, Abwasser, Sicherheitsabstände)

c) Grundriss aller Geschosse mit Angabe des Verwendungszweckes der Räume im M 1:100 oder 
M 1: 50.

d) Schnitte, insbesondere Stiegenschnitte im M 1: 100 oder M 1: 50

e) Ansichten zur Beurteilung der äußeren Gestalt des Baues mit beabsichtigter Farbgebung im   M 1: 100 oder M 1: 50.

f) Darstellung der Sammlung und Entsorgungsart der Dach- und Festflächenwässer.

g) Ggf. Darstellung der baulichen Vorsorge für Heizungsanlagen samt Rauchfängen, allfällige Aufzüge, Lüftungs- und Förderleitungen, Klimaanlagen udgl.

h) Brandschutzvorkehrungen

Baubeschreibung über die technischen Einzelheiten des Baues, Geschossflächen bzw. Baumassenzahl, umbauter Raum, Bodenverhältnisse.

Abfallwirtschaftskonzept bei Bauvorhaben mit einer Baumasse von mehr als 5.000 m3, bezüglich Vermeidung und ordnungsgemäße Trennung sowie Behandlung, der bei der Bauführung anfallenden Abfälle, einschließlich der hiefür erforderlichen Unterlagen. Entsorgungsvertrag mit einem hiezu Befugten, im Falle des Abbruches eines Baues, mit mehr als 500 m3 umbauten Raum.

Bei Zu-, Auf- und Umbauten müssen die Baupläne auch den Altbestand mit bewilligter Widmung des Baues erkennen lassen. Die Baupläne müssen auf haltbarem Papier und den technisch üblichen Farbgebungen erstellt werden und genau kodiert sein (Abbruchteile sind gelb und Neubauteile rot zu färbeln).

Die Pläne müssen maßstabgerecht gezeichnet und in ihrer Größe und Faltung dem Normformat 21 cm x 29,70 cm angepasst sein.

Hinweise zum Baubewilligungsverfahren*)

a) Wofür ist eine Baubewilligung erforderlich? 

Für folgende, bauliche Maßnahmen (§ 2 Abs. 1 BauPolG) - soweit diese nicht bewilligungsfreie (§ 2 Abs. 2 und 3 BauPolG) oder anzeigepflichtige Maßnahmen sind (§ 3 BauPolG)

1. Die Errichtung von oberirdischen und unterirdischen Bauten einschließlich der Zu- und Aufbauten.

2. Die Errichtung von technischen Einrichtungen von Bauten, soweit diese Einrichtungen geeignet sind, die Festigkeit oder Brandsicherheit des Baues zu beeinflussen oder sonstige Belange nach § 1 Abs. 1 BauTG erheblich zu beeinträchtigen (Heizungsanlagen, Klima- und Lüftungsanlagen udgl., oder es sich um Hauskanäle zu einer Kanalisationsanlage handelt.

3. Die Änderung oberirdischer Bauten, die sich erheblich auf ihre äußere Gestalt oder ihr Ansehen auswirkt, insbesonders auch die Anbringung von Werbeanlagen;

4. Die Änderung von Bauten und techn. Einrichtungen, die geeignet ist, die Festigkeit oder Brandsicherheit des Baues zu beeinflussen oder die Belange des § 1 Abs. 1 BauTG erheblich zu beeinflussen.

5. Die Änderung des Verwendungszweckes von Bauten oder Teilen von Bauten.

6. Der Abbruch von Bauten (ausgenommen freistehende Bauten mit einem umbauten Raum von weniger als 500 m³).

7. Die Errichtung und erhebliche Änderung von Einfriedungen gegen öffentliche Verkehrsflächen. Die Errichtung und erhebliche Änderung von Einfriedungen gegen Nachbargrundstücke, wenn diese als Mauern, Holzwände oder gleichartig ausgebildet sind und eine Höhe von 1,50 m übersteigen.

8. Die Errichtung und erhebliche Änderung von freistehenden Industrieschornsteinen, Tribünenanlagen und Flutlichtbauwerken, Traglufthallen, Windkraftanlagen und Aufstellung von Zelten, deren überdachte Fläche 50 m² übersteigt. Die Aufstellung von Wohnwagen, außerhalb eines Campingplatzes, wenn diese nicht ortsbeweglich ausgestattet sind und in einer Art und Weise ständig benutzt werden, wie dies einer Nutzung als Wohnung oder Zweitwohnung entspricht.

b) Voraussetzung eines befugten Planverfassers


Im Baubewilligungsverfahren müssen für Bauführungen gem. § 2 Abs. 1 Z 1 BauPolG, mit einem umbauten Raum von mehr als 300 m³, die Unterlagen von einer hiezu, nach den gewerberechtlichen Vorschriften ausdrücklich befugten Person verfasst und unterfertigt werden. Der Verfasser ist gegenüber der Baubehörde für die Richtigkeit der Unterlagen haftbar.

c) Wie sieht der weitere Verfahrensablauf nach Einbringung des Bauansuchens aus?


Über das Bauansuchen ist nach Durchführung der Vorprüfung und des Ermittlungsverfahrens (ggf. einschließlich einer mündlichen Verhandlung) durch Bescheid der Baubehörde zu entscheiden. Die Ausführung einer baulichen Maßnahme ohne Baubewilligung oder Kenntnisnahme einer Bauanzeige ist eine Verwaltungsübertretung und wird mit einer Geldstrafe von bis zu € 4.000,00 (im Fall der Uneinbringlichkeit - Ersatzfreiheitsstrafe bis 6 Wochen) bestraft.

*

Die Hinweise auf diesem Formular geben lediglich einzelne, baurechtliche Bestimmungen wieder, auf deren Inhalt seitens der Baubehörde besonders hingewiesen wird. Sie ersetzen nicht die Kenntnis aller anderen, mit diesem Verfahren verbundenen, baurechtlichen und bautechnischen Vorschriften durch Antragsteller bzw. Bauherrn, Planer, Bauführer und Bauausführenden.
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Projektbezeichnung’

Familien- und Vorname: Akad. Grad:
Firmenwortlaut:

Anschrift (StraRe, Hausnr./Stiege, Haus, etc./Tiirnr.):

PLZ: Ortschaft:

Gemeinde:

Telefonnr.: E-Mail:

Bei dem Bauherren handelt es sich um eine®:

E] physische Person (Privatperson) |:| juristische Person (Stiftung, Vereine, etc.)

Bauherr ist nicht Grundstiickseigentiimer:

|:| ja |:| nein

Anschrift (StraRe, Hausnr./Stiege, Haus, etc./Tiirnr.):

PLZ: Ortschaft:

Gemeinde:

KGNr.: Katastralgemeinde:

Grundstticksnr.: Grundbuchnr.: Einlagezahl: Aktenzeichen:
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Abwasserentsorgung:

[]  Anschluss an ein Kanalnetz Kleinklaranlage [ sammelgrube

[] nicht vorhanden

Niederschlagswasser:

[] Versickerung am Bauplatz [] Anschluss an ein Kanalnetz [] Einleitung in Gewasser
Abfallentsorgung:

[0 Gemeindeabfuhr [ Eigenabfuhr

Uberb. Grundfliche® m?

Gebaudehohe®: m Brutto-Rauminhalt™®: m?
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[ standardkessel* [ Niedertemperaturkessel'® [ Brennwertkessel*”
Kesselbetriebsweise: [J  nicht modulierend”® [] modulierend™
[0 wérmepumpe
[ AuRenluft / Wasser®® [ sole/Wasser (inkl. Direktverdampfer)?*
D Wasser / Wasser (Grundwasserwirmepumpe)® D sonstige (z.B. Passivhaus-Kompaktgerat)®
Warmepumpenbetriebsweise: D monovalent (kein anderes Heizsystem)?
[ bivalent - Warmepumpe kombiniert mit anderen®
Thermische Solaranlage mit Beitrag zur Raumheizung®
Nahwirme (Blockheizung)?’ D Fernwarme?
Raumheizgerit bzw. Herd (Beistellherd, Kachelofen, Holzeinzelofen, usw.)

Sonstige Warmebereitstellungssysteme (z.B. Kraft-Warme-Kopplung, Dampferzeuger)29
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O
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[ Erdgas [0 scheitholz [] sonstige Biomasse
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|:| kombinierte Erzeugung mit Raumwérme
D getrennte Erzeugung von Warmwasser mittels

I:I separatem Kessel |:| elektrischer Energie

D separater Nah-/Fernwérme |:| separater Warmepumpe (z.B. Luft / Wasser-Wéarmepumpe)
[] thermische Solaranlage kombiniert mit Heizsystem

|:| thermische Solaranlage kombiniert mit anderen (z.B. E-Heizstab)

[J natiirliche Liiftung (Fensterliiftung)
[] mechanische Liiftung:
[]  Abluftanlage []  zu- und Abluftanlage mit Warmeriickgewinnung
[0 Raumlufttechnische Anlage fiir:
] Heizung [ Kihlung [ Befeuchtung
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Erlduterungen
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Unter Projektbezeichnung ist der Kurztitel des ge-
planten Bauvorhabens (z.B. Einkaufszentrum
MAIER) einzutragen.

Die Anschrift eines Bauwerbers /einer Bau-
werberin ist die Wohnadresse der natiirlichen Per-
son bzw. Standortadresse der juristischen Person.

13

Die Kennung des Bauherren bezieht sich immer auf
den angegebenen Bauherrn.

Das Errichtungsdatum ist der Zeitpunkt, zu dem das

Gebédude seinem Bestimmungszweck entsprechend

genutzt werden kann. Dieses Errichtungsdatum

kann auch vor dem Fertigstellungsdatum liegen. G
Das Fertigstellungsdatum ist das Datum der Fertig-
stellungsanzeige bzw. Bentitzungsbewilligung. "
Gehoren Anteile an einem Gebdude mehreren un-
terschiedlichen Eigentiimern, so ist eine Zuordnung
nach Mehrheit der Eigentumsanteile vorzunehmen.
Bei genau gleichen Teilen ist jener als Eigentiimer
anzugeben, der vorwiegend die Entscheidungen fiir
das Gebdude trifft bzw. als Entscheidungsbefugter
auftritt.

Die Energiekennzahl ist der spezifische Heizwarme-
bedarf (HWB Standort).

Die Uberbaute Grundfliche ist jene Fliche, welche
durch die lotrechte Projektion der duRersten Um-
risslinie aller oberirdischen Uberlagerten Brutto-
Grundflachenbereiche eines Bauwerkes begrenzt
wird (siehe ONORM B 1800 Ausgabe 01.01.2002).

Die Geb&udehdhe ist die Hohendifferenz zwischen
dem obersten Punkt der Bauwerkshiille und dem
tiefsten Punkt des an das Geb&ude angrenzenden
Geldndes nach Fertigstellung.

Der Brutto-Rauminhalt ist der Rauminhalt des
Bauwerkes, der von den duReren Begrenzungsfla-
chen und nach unten von der Unterfléche der kon-
struktiven Bauwerkssohle umschlossen wird (siehe
ONORM B 1800 Ausgabe 01.01.2002).

Die Brutto-Grundflidche je GeschoR ist die Summe

der Grundfldchen je GeschoB unter Einbeziehung

der AuRenmaRe (siche ONORM B 1800 Ausgabe

01.01.2002). -

Die durchschnittliche GeschoBhéhe ist das MaB3 im
Mittel von der Oberkante des fertigen FuBbodens
bis zur Oberkante des fertigen FuBbodens des da-
riber liegenden GeschoRes

® beim obersten GeschoR - von der Oberkante
des fertigen FuBbodens bis zur Oberkante
der tragenden Deckenkonstruktion, bzw.

e bei ausgebauten DachgeschoBen - von der
Oberkante des fertigen FuBbodens bis zur
AuBenkante der Dachhaut.

Als Bauweise ist eine der folgenden Angaben zu
wahlen:

® Mauerwerksbau (Beispiel: Ziegel oder Beton)
e Stahlbetonskelett
e Stahlskelett

e Holzriegelkonstruktion

Wird Beheizung dezentral (in der Nutzungseinheit)
gewahlt, bitte weiter unter Abschnitt 7.

Als Standardkessel werden iibliche Ol-, Gas- oder
Holzkessel (meist &lteren Baujahrs) bezeichnet, die
eine Mindestbetriebstemperatur verlangt (bli-
cherweise 60 °C).

Als Niedertemperaturkessel bezeichnet man spe-
zielle Heizkessel, die mit Ol oder Gas gefeuert wer-
den. Sie werden mit besonders niedrigen Vorlauf-
temperaturen betrieben. Die Absenkung der Was-
sertemperatur im Kessel wird aufgrund einer be-
sonderen Konstruktion des Feuerungsraumes bzw.
durch den Einsatz entsprechender Materialien még-
lich. Die Kessel werden entweder mit Vorlauftem-
peraturen von ca. 35° bis 40° C betrieben oder kén-
nen sogar ohne Nachteil bis auf Raumtemperatur
auskihlen. In der Regel entspricht jedoch die Kes-
seltemperatur der Temperatur des Heizkreislaufes
(Heizkérper). Die Einsatzgebiete von Niedertempe-
raturkesseln sind meist Flachenheizungen wie FuR-
boden- oder Wandheizsysteme.

Als Brennwertkessel bezeichnet man Kessel, bei
denen die Abgase unter 45 °C abgekiihlt (Wasser-
dampf kondensiert, Kondensationswarme wird ge-
nutzt) und damit die Energie noch besser genutzt
wird. Brennwertkessel werden vor allem bei Gas-
aber auch bei Ol- und Holzheizungen eingesetzt.

Als nicht modulierend wird die Betriebsweise be-
zeichnet, wenn die Kesselleistung nicht geregelt
werden kann.

Als modulierend wird die Betriebsweise bezeichnet,
wenn die Kesselleistung dem Bedarf angepasst
werden kann.
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Bei Nutzung der Energietréger AuRenluft / Wasser
wird der AuBenluft Energie entzogen und dem
Heizwasserkreislauf zugefiihrt.

Bei Nutzung der Energietridger Sole / Wasser (inkl.
Direktverdampfer) wie z.B. Erdkollektor, Tiefenboh-
rung, wird dem Erdreich Energie entzogen und dem
Heizwasserkreislauf zugefiihrt.

Bei Nutzung der Energietriger Wasser / Wasser
wird dem Wasser (i. d. R. dem Grundwasser) Ener-
gie entzogen und dem Heizwasserkreislauf zuge-
fiihrt.

Unter sonstige (z. B. Passivhauskompaktgerit) fal-
len z.B. Kombinationsgerdt aus Liftungsgerdt mit
Waérmeriickgewinnung  und  Luft / Wasser-
Wérmepumpe etc.

Als monovalent wird die Betriebsweise bezeichnet,
wenn die zentrale Warmebereitstellung ausschlieR-
lich mit der Warmepumpe (kein anderes Heizsys-
tem) erfolgt.

Als bivalent wird die Betriebsweise bezeichnet,
wenn es zusatzlich zur Warmepumpe noch ein wei-
teres Wirmebereitstellungssystem (z.B. Olkessel
der zur Abdeckung des Warmebedarfes an beson-
ders kalten Tagen dient) gibt.

Die Solaranlage liefert zusatzlich zum Warmwasser
auch Energie fiir die Raumheizung.

Von Nahwérme spricht man, wenn das Gebdude
durch eine Heizungsanlage eines anderen Gebdudes
(z. B. Nachbargebdude) versorgt wird. Nicht zur
Nahwérme zéhlen Heizungen, die in einem Neben-
gebédude betrieben werden und nur ein Gebaude
versorgen.

Von Fernwérme spricht man, wenn das Gebdude
Uber eine Fernwéarmeleitung mit Warme (meist mit
einer Warmelibergabestation) versorgt wird.

Unter Sonstige Wéarmebereitstellungssysteme fal-
len alle anderen, vorher nicht erwéhnten Warme-
bereitstellungssysteme, z. B. Kraft-Warmekopplung,
Dampferzeuger.

Wird unter Warmwasser-Wérmebereitstellung de-
zentral (in der Nutzungseinheit) gewéhlt, bitte wei-
ter unter Abschnitt 8.

Die Angabe einer Tiir- bzw. Topnummer entfillt,
wenn es sich um die Nutzungseinheit , Wohnung” in
einem Einfamilienhaus sowie Nutzugseinheiten des
Typs:

e Privatgarage

e Dachbodenflache

e Verkehrsflachen

e Landwirtschaftliche Nutzung

e Kirchen, sonstige Sakralbauten
e Sonstige Bauwerke

e Kellerfliche

e Gemeinschafliche Nutzflaichen

handelt.
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Als Lage ist das GeschoR anzugeben, in dem sich
der Eingang zur Nutzungseinheit befindet

Die Netto-Nutzfléche ist die Nettofliche der Nut-
zungseinheit.

Die durchschnittliche Raumhéhe ist das MaR im
Mittel

e von der Oberkante des fertigen FuRbodens
bis zur Unterkante der dariiber liegenden
Decke, sowie

e bei ausgebauten DachgeschoRen - von der
Oberkante des fertigen FuBbodens bis zur
Unterkante der Dachhaut.

Abschnitte 10 ist nur auszufiillen, wenn unter Ab-
schnitt 6 Beheizung dezentral (in der Nutzungsein-
heit) gewadhlt wurde oder die Nutzungseinheit tiber
eine zusétzliche Beheizung verflgt.

Abschnitt 11 ist nur auszufiillen, wenn unter Ab-
schnitt 7 Warmwasser-Wérmebereitstellung de-
zentral (in der Nutzungseinheit) gewdhlt wurde
oder die Nutzungseinheit Uber eine zusétzliche
Warmwasser-Wéarmebereitstellung verfiigt.

Abschnitt 11 ist nur auszufiillen, wenn die Nut-
zungseinheit liber eine andere oder eine zusétzliche
Beliiftung verfligt, als am Geb&ude (Abschnitt 8)
angegeben wurde.
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